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Transparenzdatenbankgesetz 2012, Stellungnahme  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

Das Bundesministerium für Gesundheit erlaubt sich zu dem im Betreff genannten 
Entwurf nachfolgende Stellungnahme abzugeben: 

Zu § 14 des Entwurfs: 

In den Erläuternden Bemerkungen zur die leistungsdefinierenden Stellen regelnden 
Bestimmung wird Folgendes ausgeführt: „Als leistungsdefinierende Stelle sollen die 
Bundesminister entsprechend ihrer jeweiligen Zuständigkeit fungieren. Diese Zustän-
digkeit umfasst auch die Leistungserbringung durch Selbstverwaltungskörper oder 
Privatrechtsträger. Daher soll zB für die Österreichischen Hotel- und Tourismusbank 
GmbH (ÖHT) der Bundesminister für Wirtschaft, Jugend und Familie als leistungsdefi-
nierende Stelle fungieren, für einen Sozialversicherungsträger soll der Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz leistungsdefinierende Stelle sein.“ 

Da der Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit mit den Angelegen-
heiten der Kranken- und Unfallversicherung ebenfalls Sozialversicherungsagenden 
umfasst, muss in § 14 auch der Bundesminister für Gesundheit als leistungsdefinie-
rende Stelle genannt werden. 

Zu § 15 des Entwurfs: 

Gemäß § 15 des Entwurfs ist das BMG leistende Stelle in Bezug auf Förderungen ge-
mäß § 16 Suchtmittelgesetz (SMG) – dies betrifft die Drogenberatungs-, Behandlungs- 
und Betreuungsstellen (kurz: Drogenhilfeeinrichtungen). Darüber hinaus werden auch 
die Fachstellen für Suchtprävention, Präventionseinrichtungen und einschlägige 
Fachveranstaltungen vom ho. Ressort gefördert. Sämtliche dieser Förderungen wür-
den als Leistungen gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 lit. c des Entwurfs der Mitteilungspflicht des 
ho. Ressorts als leistende Stelle an die BRZ GmbH (§ 23 ff des Entwurfs) unterliegen. 
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Allerdings wäre im Großteil der Förderungsfälle nicht nur das BMG mitteilungspflich-
tig. Soweit nämlich Grundlage der Förderung § 16 SMG ist (dies betrifft also die För-
derung der Drogenhilfeeinrichtungen, nicht aber die sonstigen Förderungen im 
Suchtmittelbereich), ist die Förderung durch den Bundesminister für Gesundheit ex 
lege von der Förderung ein- und derselben Drogenhilfeeinrichtung durch zumindest 
eine andere Gebietskörperschaft abhängig gemacht. D.h., dass in diesen Fällen nicht 
nur der Bundesminister für Gesundheit, sondern parallel auch die im betreffenden 
Förderfall ebenfalls als leistende Stelle fungierende(n) ko-fördernde(n) Gebietskör-
perschaft(en) hinsichtlich des jeweiligen Zuschusses mitteilungspflichtig wäre(n). 

Insgesamt werden aus den dafür im ho. Ressort nach Maßgabe der nach dem Bun-
desfinanzgesetz verfügbaren Bundesmitteln jährlich ca. 45 Drogenhilfeeinrichtungen 
(nicht eingerechnet jene Förderungen für Einrichtungen, deren Träger Gebietskörper-
schaften sind; siehe § 13 Abs. 3 des Entwurfs), Präventionseinrichtungen und Fach-
veranstaltungen gefördert, für die somit das BMG mitteilungspflichtig wäre. Mehr als 
30 dieser vom ho. Ressort gewährten Förderungen unterliegen gemäß § 16 SMG pa-
rallel auch der Bedingung der Bezuschussung durch eine ko-fördernde Gebietskörper-
schaft, sodass in diesen Fällen auch die ko-fördernde Gebietskörperschaft hinsichtlich 
des von ihr gewährten Zuschusses mitteilungspflichtig wäre. Auf den damit einher 
gehenden zusätzlichen Aufwand und die dadurch verursachten Kosten wird hinge-
wiesen. 

Zu § 23 des Entwurfs: 

In redaktioneller Hinsicht wäre anzumerken, dass im § 23 Abs. 1 Z 1 lit b statt auf "§ 8 
Abs. 3 Z 2" richtiger Weise wohl auf "§ 8 Abs. 4 Z 2" verwiesen werden müsste. 

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird dem Präsidium des Nationalrates in 
elektronischer Form übermittelt. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Für den Bundesminister: 

Hon.-Prof. Dr. Gerhard Aigner 
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